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Reichs⸗Geſetzblatt 


M 20. 


Inhalt: Verordnung, betreffend das Bergweſen im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet. S. 179. 


(Nr. 1869.) Verordnung, betreffend das Bergweſen im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet. 
Vom 15. Auguſt 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen de. 


verordnen für das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet auf Grund des §. 1 und des 
F. 3 Ziffer 2 und 3 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), im Namen des Reichs, was folgt: 


I. Einleitende Beſtimmungen. 
F. 1. 


Die Aufſuchung und Gewinnung folgender Mineralien, nämlich: 
1. Edelſteine, 


2. Edelmetalle (Gold, Silber, Platin) und andere Metalle, gediegen oder 
als Erze, 


3. Mineralien, welche wegen ihres Gehaltes an Schwefel oder zur Dar 
ſtellung von Alaun, Vitriol und Salpeter verwendbar ſind, 
4. Graphit, 
5. Bitumen in feſtem und flüſſigem Zuſtande, 
unterliegt innerhalb des ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebietes den Vorſchriften dieſer 
Verordnung. 
$. 2. 


Für alle die Erwerbung und die Ausübung des Bergwerkseigenthums be⸗ 
treffenden Angelegenheiten müſſen Perſonen, welche nicht in dem Schutzgebiet 
ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, einen im Schutzgebiet ſich dauernd auf⸗ 
haltenden Vertreter beſtellen und denſelben der Bergbehörde bezeichnen. 
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Das Gleiche gilt für Geſellſchaften, welche im Schutzgebiet nicht ihren 
Sitz haben, und für Mitbetheiligte, welche nicht eine Geſellſchaft bilden, deren 
Vertretung geſetzlich geregelt iſt. 

Wird dieſe Verpflichtung nicht erfüllt, ſo iſt die Bergbehörde befugt, den 
Vertreter zu beſtellen. 


II. Vom Schuͤrfen. 


§. 3. 

Die Aufſuchung der im $. 1 bezeichneten Mineralien (das Schürfen) iſt 
nur in denjenigen Theilen des Schutzgebietes geſtattet, welche von der Bergbehörde 
durch öffentliche Bekanntmachung für den Bergbau eröffnet werden (öffentliche 
Schürfgebiete). 

$. 4. 


Wer ſchürfen will, hat bei der Bergbehörde um Ertheilung der Erlaubniß 
nachzuſuchen. Die Schürferlaubniß wird für die Dauer von ſechs Monaten er⸗ 
theilt. Für dieſelbe iſt monatlich von der Ertheilung ab im Voraus eine Gebühr 
von fünf Mark zu entrichten. Wird die Gebühr nicht bei der Fälligkeit gezahlt, 
fo iſt die Schürferlaubniß erloſchen. 


Su 

Für jedes öffentliche Schürfgebiet wird von der Bergbehörde ein Schürf⸗ 
regiſter geführt. In dasſelbe iſt einzutragen: 

1. das Datum der Ertheilung der Schürferlaubniß, ſowie des Ablaufs 

derſelben, 

2. der Name des Berechtigten und deſſen etwaige Rechtsnachfolger, 

3. das Erlöſchen der Schürferlaubniß. 

Die Eintragung iſt unter fortlaufender Nummer nach der Zeitfolge der 
Ertheilung zu bewirken. 

Ueber die Ertheilung der Schürferlaubniß wird dem Berechtigten ein 
Schürfſchein ausgefertigt. 

Die Einſicht des Schürfregiſters ſteht Jedermann frei. 


F. 6. 
Die Schürferlaubniß iſt übertragbar. Der Uebergang derſelben wird durch 
Eintragung im Schürfregiſter gültig. Für die Eintragung iſt eine beſondere 
Gebühr von zehn Mark zu entrichten. 


8 
Die Schürferlaubniß giebt dem Inhaber das Recht, in dem öffentlichen 
Schürfgebiet, für welches ſie ertheilt iſt, auf einer vom ihm zu wählenden kreis⸗ 
förmigen Fläche von zwei Kilometer Durchmeſſer zu ſchürfen und dabei Andere 
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von dem Schürfen auf dieſer Fläche auszuſchließen. Vor Beginn der Schürf⸗ 
arbeiten hat der Schürfer die von ihm gewählte Bodenfläche durch ein im Mittel- 
punkt derſelben aufgeſtelltes Merkmal zu bezeichnen, auf welchem ſein Name und 


die Regiſternummer ſeiner Schürferlaubniß anzugeben ſind. Das Merkmal muß 


mindeſtens zwei Kilometer von dem Merkmal des nächſten Schürfkreiſes ent⸗ 
fernt ſein. 
F. 8. 


Der Schürfer iſt berechtigt, den von ihm gewählten Schürfkreis zu wechſeln. 
Das neue Schürfmerkmal darf nicht aufgeſtellt werden, bevor das frühere Schürf⸗ 
merkmal entfernt iſt. 
19; 
Auf öffentlichen Plätzen, Wegen, Straßen und Friedhöfen darf nicht ges Verbot des Schürfens. 
ſchürft werden. 
Auf anderen Grundſtücken iſt das Schürfen unſtatthaft, wenn nach der 
Entſcheidung der Vergbehörde überwiegende Gründe des allgemeinen Intereſſes 
entgegenſtehen. 
$. 10. 
Unter Gebäuden und in einem Umkreiſe um dieſelben bis zu fünfzig Meter, 
ſowie in eingefriedigten Bodenflächen darf nur geſchürft werden, wenn der Eigen⸗ 
thümer feine Genehmigung dazu ertheilt hat. 
§. H. 
Der Schürfer iſt berechtigt, während der Dauer ſeiner Schürferlaubniß ad 
nach Anweiſung der Bergbehörde und vorbehaltlich der dem Grundeigenthümer a 
etwa zu gewährenden Entſchädigung eine Bodenfläche von höchſtens zwei Hektar 
zur Errichtung der erforderlichen Baulichkeiten und zum Weiden von Zugthieren 
und Vieh zu benutzen. Grundſtücke, auf welchen das Schürfen unterſagt iſt, 
dürfen hierzu nicht gewählt werden. 


III. Die Gewinnung von Edelmetallen und Edelſteinen. 


$. 12. 
Für die Gewinnung von Edelmetallen (Gold, Silber und Platin) und 
von Edelſteinen gelten folgende Beſtimmungen. 
§. 13. 
Der Schürfer, welcher einen Fund macht, hat hiervon der Bergbehörde Unzeige vom Funde. 
nach Maßgabe der von der letzteren zu erlaſſenden Vorſchriften Anzeige zu erſtatten. 
F. 14. 


Nach erfolgter Anzeige von dem Funde oder wenn es anderweitig zur erklärung zum öffent: 
Kenntniß der Bergbehörde gelangt, daß Edelmetalle oder Edelſteine auf ihrer e Sul 
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natürlichen Lagerſtätte gefunden worden find, hat die Bergbehörde feſtzuſtellen, 
ob das Mineral am Fundorte in abbauwürdiger Beſchaffenheit vorkommt. 

Iſt ein ſolches Vorkommen feſtgeſtellt und die Verbreitung des gefundenen 
Minerals über eine größere Fläche nach Anſicht der Bergbehörde wahrſcheinlich, 
ſo kann die Behörde ein entſprechendes, den Fundort einſchließendes Gebiet. zum 
öffentlichen Grubengebiet erklären. 

Die Erklärung, welche die Ausdehnung und die Grenzen dieſes Gebietes 
feftzufegen hat, erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung. Vor der Erklärung 
zum öffentlichen Grubengebiet iſt, ſoweit an der einzubeziehenden Fläche Eigen⸗ 
thumsrechte Einzelner beſtehen, der Eigenrhümer zu hören. 


n 

Die Verleihung von Feldern iſt bei der Bergbehörde nachzuſuchen. Das 
Verleihungsgeſuch muß enthalten: 

1. den Namen deſſen, für den die Verleihung nachgeſucht wird, 

2. die Zahl der begehrten Felder, 

3. die Lage derſelben. 

F. 16. 

Jeder Schürfer, welcher bis zu der im F. 14 Abſatz 3 vorgeſehenen Be 
kanntmachung einen Fund gemacht und angemeldet hat, hat das Vorrecht, daß 
ihm innerhalb ſeines Schürfkreiſes ein gebührenfreies Feld, welches den Fundpunkt 
einſchließen muß (Finderfeld), ſowie zwei weitere Felder verliehen werden, für 
welche die gewöhnliche Gebühr — $. 24 — zu entrichten iſt. 

Der Eigenthümer hat das Vorrecht, innerhalb ſeines in das öffentliche 
Grubengebiet einbezogenen Eigenthums eine Anzahl von Feldern (Eigenthümer⸗ 
felder) ſich verleihen zu laſſen, und zwar 

ein Feld für ein Grundſtück bis zu fünfzig Hektar, zwei Felder für 
ein Grundſtück von fünfzig Hektar bis zu zweihundert Hektar und ein 
Feld mehr für weitere je zweihundertundfünfzig Hektar, im Ganzen 
jedoch nicht mehr als fünfzehn Felder. 

Im Falle des Zuſammentreffens geht der Anſpruch des Finders dem des 
Eigenthümers vor. 

ee 


Der Finder ($. 16 Abſatz 1) hat bei der Anmeldung des Fundes oder 
ſpäteſtens innerhalb vierzehn Tagen nach derſelben das Verleihungsgeſuch an⸗ 
zubringen, widrigenfalls ſein Vorrecht erliſcht. Sind die Anſprüche der Finder 
erledigt, ſo wird dies von der Bergbehörde öffentlich bekannt gemacht. 

Das Verleihungsgeſuch des Eigenthümers ($. 16 Abſatz 2) muß bei Verluſt 
des Vorrechts ſpäteſtens innerhalb vierzehn Tagen nach dieſer Bekanntmachung 
angebracht werden. Die Erledigung der Anſprüche der Eigenthümer iſt gleichfalls 
öffentlich bekannt zu machen. 
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F. 18. 


Nach Erledigung der Anſprüche der Finder und Eigenthümer kann Jeder, 
welcher im öffentlichen Grubengebiet Bergbau treiben will, ſich mit zwei Feldern 
beleihen laſſen. Unter mehreren auf dasſelbe Feld gerichteten Verleihungsgeſuchen 
entſcheidet der Zeitpunkt der Anbringung bei der Bergbehörde und im Falle gleich— 
zeitigen Eingangs mangels anderweitiger Vereinbarung das Loos. 


F. 19. 


Die Ausdehnung eines alluvialen Feldes beträgt fünfzig x fünfzig Meter, 
diejenige eines Riff⸗Feldes fünfzig Meter in der Richtung des Riffes und einhundert⸗ 
undfünfzig Meter in der Breite. 


$. 20. 


Die Felder ſollen, ſoweit nicht örtliche Verhältniſſe eine andere Geſtaltung 
bedingen, die Form eines Rechtecks haben. 
Innerhalb der feſtgeſetzten Grenzen geht das Abbaurecht ſenkrecht bis in 
die ewige Teufe. 
Gral. 


Ueber die Verleihung wird von der Bergbehörde eine Urkunde ertheilt. 

Die Verleihung eines Feldes gewährt dem Beliehenen die ausſchließliche 
Befugniß, die in dem $. 12 bezeichneten Mineralien aufzuſuchen und zu gewinnen, 
ſowie alle hierzu erforderlichen Vorrichtungen unter und über Tage zu treffen. 

Innerhalb der verliehenen Felder darf von Dritten auf die im §. 1 be 
zeichneten Mineralien nicht geſchürft werden. 


$. 22. 


Die im F. 11 dem Schürfer gewährte Berechtigung findet auf den Be 
liehenen entſprechende Anwendung. 

Außerdem hat der Beliehene die Befugniß, im freien Felde, ſowie im 
Felde anderer Beliehener Hülfsbaue anzulegen, ſofern letztere die Entwäſſerung 
und Lüftung (Waſſer⸗ und Wetterlöſung) oder den vortheilhafteren Betrieb des 
Bergwerks, für welches die Anlage gemacht werden ſoll, bezwecken und der eigene 
Bergbau des Anderen dadurch weder geſtört noch gefährdet, oder aber für allen 
Schaden, welchen der Hülfsbau dem belaſteten Bergwerk zufügt, voller Erſatz 
geleiſtet wird. 


F. 23. 


Auf den im $. 10 bezeichneten Grundſtücken erfolgt die Verleihung eines 
Feldes, ſowie die Geſtattung der Anlage eines Hülfsbaues vorbehaltlich der Ver⸗ 
pflichtung des Beliehenen für allen Schaden, welcher dem Grundeigenthum durch 
den Bergwerksbetrieb zugefügt wird, vollſtändigen Erſatz zu leiſten. 
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$. 24. 
Für die Verleihung eines Feldes iſt eine Gebühr von monatlich zwanzig 
Mark, für die Eintragung des Ueberganges auf einen anderen Berechtigten eine 
einmalige Gebühr von vierzig Mark zu entrichten. 


§. 25. 
Die verliehenen Felder müſſen auf Koſten des Beliehenen innerhalb vier⸗ 
zehn Tagen durch Zeichen nach Anweiſung der Bergbehörde abgegrenzt werden. 


$. 26. 


Der Beliehene muß mit dem Betrieb innerhalb eines Jahres von dem 
Tage der Verleihung an beginnen. 


§. 27. 
Der Betrieb darf auf nicht länger als ſechs Monate unterbrochen werden. 


$. 28. 


Wird die in den §§. 26 und 27 vorgeſehene Friſt, ſowie eine von der 
Bergbehörde feſtzuſetzende und auf höchſtens ſechs Monate zu bemeſſende Nachfriſt 
von den Berechtigten überſchritten, fo erklärt die Bergbehörde die Verleihung für 
erloſchen. 

§. 29. 

Mehrere im Zuſammenhange ſtehende Felder, welche jedoch die Anzahl von 
fünfzehn nicht überſteigen dürfen, können zu einem Geſammtfeld vereinigt werden. 
Für die Eintragung iſt eine Abgabe von vierzig Mark zu zahlen. Der Antheil 
eines jeden Betheiligten iſt genau zu beſtimmen. Sind Felder in dieſer Weiſe 
vereinigt, fo genügt es, zur Einhaltung der in $$. 26 bis 28 erwähnten Friſten, 
wenn nur eines oder einige derſelben bearbeitet werden. 


$. 30. 

Für jedes öffentliche Grubengebiet wird ein Grubenausſchuß gebildet, welcher 
aus Vertretern der mit Feldern Bellehenen und der Eigenthümer von Grundſtücken, 
welche in dem öffentlichen Grubengebiet belegen ſind, beſtehen ſoll. 

Die Zuſammenſetzung des Grubenausſchuſſes und das Verfahren vor 
demſelben wird durch Verfügung des Kaiſerlichen Kommiſſars für das Schutz⸗ 
gebiet beſtimmt. 

Sal: 

Der Grubenausſchuß ift verpflichtet, der Bergbehörde ſowie dem Kaiſerlichen 
Kommiſſar für das Schutzgebiet über alle das öffentliche Grubengebiet betreffenden 
Verhältniſſe Aufſchluß zu geben. 

Vor Feſtfetzung der Entſchädigungen in Gemäßheit des $. 49 Ziffer 2 iſt 
der Grubenausſchuß, wenn ein ſolcher gebildet iſt, gutachtlich zu hören. Im⸗ 
gleichen ſoll eine vorherige Anhörung desſelben erfolgen, wenn für das öffentliche 
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Grubengebiet Verordnungen über die Waſſerbenutzung und über Maßregeln zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung erlaſſen werden. 
F. 32. 

Soweit im Falle des $. 14 die Erklärung eines Gebietes zum öffentlichen 
Grubengebiet nicht erlaſſen wird, kann der Finder, falls die Abbauwürdigkeit am 
Fundorte feſtgeſtellt iſt, die Verleihung von drei Feldern innerhalb ſeines Schürf⸗ 
kreiſes beanſpruchen. Die 59. 15, 19, 20, 21 Abſatz 1 und 2, 22 bis 29 finden 
Anwendung. 

ala 

Unter den gleichen Vorausſetzungen kann der Eigenthümer des Grundſtückes, 
unbeſchadet der Rechte des Finders ($. 32), beanſpruchen, daß ihm eine Abbau⸗ 
berechtigung für ſein Grundſtück oder einen Theil desſelben verliehen werde. 

$. 34. 

Die Abbauberechtigung wird für einen Zeitraum von wenigſtens fünf und 
höchſtens zwanzig Jahren verliehen. Nach dem Ablauf der Friſt kann die Ver⸗ 
leihung erneuert werden. 

Der Inhaber einer Abbauberechtigung iſt befugt, auf dem ihm verliehenen 
Gebiet ſelbſt Bergbau zu treiben und anderen Perſonen den Bergbau zu geſtatten. 

Für die Verleihung iſt jährlich im Voraus eine Gebühr von zehn Mark 
für das Hektar zu entrichten. An Stelle derſelben iſt auf Verlangen der Berg⸗ 
behörde eine jährliche Zahlung von höchſtens zwei und einhalb Prozent des Werths 
der Förderung des letzten Jahres nach dem durch die Bücher oder anderweit 
nachgewieſenen Betrage zu leiſten. 90 

Der Abbauberechtigte iſt verpflichtet: 

1. über die Förderung Buch zu führen; 

2. der Bergbehörde jederzeit die Einſicht in die Bücher zu geſtatten und 

die ſonſt von ihr erforderten Nachweiſungen beizubringen, 

3. die Friſten der $$. 26 und 27 innezuhalten. 

Bei Nichterfüllung der vorſtehenden Verpflichtungen kann die Bergbehörde 
die Verleihung für erloſchen erklären. 


IV. Gewinnung von anderen Mineralien. 
$. 36. 
Auf andere, als die im F. 12 bezeichneten Mineralien finden die nach⸗ 
folgenden Beſtimmungen Anwendung. 
F. 37. 
Wird in einem öffentlichen Schürfgebiet ein Mineral gefunden, welches 
nicht zu den im F. 12 bezeichneten gehört, fo kann für jeden ſolchen Fund die 
Verleihung eines Feldes bis zur Größe von zehn Hektar beanſprucht werden. 
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$. 38. 


Wer bei dem Betriebe eines ihm gehörigen Bergwerks oder durch Schürf— 
arbeiten, welche nach Vorſchrift der $$. 3 bis 11 unternommen worden find, 
ein Mineral auf feiner natürlichen Ablagerung entdeckt, hat als Finder das Vor- 
recht vor anderen nach dem Zeitpunkte feines Fundes angebrachten Verleihungs⸗ 
geſuchen. 

Der Finder muß jedoch innerhalb dreißig Tagen nach Ablauf des Tages 
der Entdeckung fein Verleihungsgeſuch anbringen, widrigenfalls fein Vorrecht erliſcht. 


F. 39. 


Im Uebrigen geht das ältere Verleihungsgeſuch dem jüngeren vor. Das 
Alter beſtimmt ſich nach dem Zeitpunkte der Anbringung bei der Bergbehörde. 
Im Falle gleichzeitigen Eingangs entſcheidet mangels anderweiter Vereinbarung 
das Loos. 
$. 40. 


Das Verleihungsgeſuch muß enthalten: 

1. den Namen deſſen, für den die Verleihung nachgeſucht wird, 
2. die Bezeichnung des Minerals, 

3. die Bezeichnung des Fundpunktes, 

4. den dem Felde beizulegenden Namen. 


Binnen einer von der Bergbehörde zu beſtimmenden Friſt iſt eine den 
Anforderungen derſelben entſprechende Angabe über Lage und Größe des be— 
gehrten Feldes bei Verluſt des Anſpruchs auf Verleihung nachzubringen. 

Dem Felde kann jede beliebige den Bedingungen des F. 20 entſprechende 
Form gegeben werden. Jedoch muß der Fundpunkt ſtets in das Feld ein— 
geſchloſſen werden. 

F. 41. 

Die Gültigkeit eines Verleihungsgeſuches iſt dadurch bedingt, daß das in 
demſelben bezeichnete Mineral an dem angegebenen Fundpunkte ($. 40) auf feiner 
natürlichen Ablagerung vor Anbringung des Verleihungsgeſuches entdeckt worden 
iſt und der Bergbehörde in glaubhafter Weiſe nachgewieſen wird und daß außer⸗ 
dem nicht beſſere Rechte Dritter auf den Fund entgegenſtehen. 

Ob beſſere Rechte Dritter vorliegen, hat die Bergbehörde in geeigneter 
Weiſe zu ermitteln. Liegt Grund zu einer ſolchen Annahme vor, ſo hat die 
Bergbehörde den Betheiligten Gelegenheit zur Wahrnehmung ihrer Rechte zu geben. 
Sie kann ihnen hierzu eine Friſt oder einen Termin unter Ausſchlußandrohung 
beſtimmen. 

F. 42. 

Dritte, welche auf das in der Bekanntmachung bezeichnete Feld oder auf 

Theile desſelben ein beſſeres Recht zu haben glauben, können dieſes Recht, ſofern 
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dasſelbe nicht bereits in dem Verleihungsverfahren erledigt ift, noch binnen drei 
Monaten vom Tage der Bekanntmachung bei der Bergbehörde geltend machen. 
Die Verſäumung der Friſt hat den Verluſt des Rechts zur Folge. 


s. 

Die $$. 21 Abſatz 1 und 2, 22 bis 31 finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß die in $$. 26 und 27 bezeichneten Friſten verdoppelt 
werden und daß die Beſtimmung der Bezirke, für welche Grubenausſchüſſe zu 
bilden ſind, der Bergbehörde vorbehalten bleibt. 


V. Gewinnung von Mineralien im Falle gemeinſchaftlichen Vorkommens. 


44. 

Kommen Edelmetalle oder Edelſteine (§. 12) in einem ſolchen Zuſammen⸗ 
hange mit einem anderen Mineral vor, daß die Edelmetalle oder Edelſteine nur 
bei gemeinſchaftlicher Gewinnung mit dieſem Mineral abbauwürdig erſcheinen, ſo 
darf weder die Erklärung des Fundgebietes zum öffentlichen Grubengebiet noch eine 
Verleihung in Gemäßheit der $$. 33 und 34 ſtattfinden. 

Die Verleihung kann in einem ſolchen Falle für Edelmetalle oder Edelſteine 
nur in Verbindung mit dem anderen Mineral beantragt werden. War eine 
Verleihung für das letztere bereits erfolgt, ſo hat der Beliehene innerhalb ſeiner 
Feldesgrenzen das ausſchließliche Recht auf die Verleihung für die Edelmetalle 
oder Edelſteine. Auf die Verleihung finden die §§. 37 bis 43 Anwendung. 


#45. 

Steht die Gewinnung verſchiedener Mineralien innerhalb derſelben Feldes⸗ 
grenzen verſchiedenen Berechtigten zu, ſo hat jeder Theil die Befugniß, bei einer 
planmäßigen Gewinnung ſeines Minerals auch dasjenige des anderen Theils in⸗ 
ſoweit mitzugewinnen, als dieſe Mineralien nach der Entſcheidung der Berg— 
behörde aus bergtechniſchen oder bergpolizeilichen Gründen nicht getrennt gewonnen 
werden können. 

Die mitgewonnenen, dem anderen Theile zuſtehenden Mineralien müſſen 
jedoch dem letzteren auf ſein Verlangen gegen Erſtattung der Gewinnungs⸗ und 
Förderungskoſten herausgegeben werden. 


VI. Antheile Dritter an den Gebuͤhren. 


$. 46. 
Soweit Felder auf Grundſtücke verliehen worden find, an welchen Eigen- 
thumsrechte Einzelner beſtehen, erhalten die Eigenthümer der Grundſtücke die Hälfte 
der aus ſolchen Feldern eingehenden Verleihungsgebühren. 


F. 47. 
Soweit Felder in Gebieten verliehen worden find, welche unter einem ein- 
geborenen Häuptling ſtehen, hat der Häuptling Anſpruch auf die Hälfte der aus 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1889. 36 


Verleihung 
bei gemeinfchaftfichem 
Vorkommen von 
Mineralien. 


Berechtigung 
verſchiedener Perſonen 
innerhalb derſelben 
Feldesgrenzen. 


Antheil 
der Eigenthümer. 


Antheil 
der Häuptlinge. 
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ſolchen Feldern eingehenden Verleihungsgebühren. Der Anſpruch erſtreckt ſich 
jedoch nicht auf die im F. 46 bezeichneten Felder. 

Die erforderlichen Beſtimmungen hinſichtlich der Art der Zahlung, ſowie 
der von den Häuptlingen dafür zu übernehmenden Verpflichtungen werden von 
dem Kaiſerlichen Kommiſſar getroffen. Der Kommiſſar iſt, ſoweit Gebiete, welche 
unter einem Häuptling ſtehen, in ein öffentliches Schürfgebiet einbezogen worden 
ſind, befugt, dem Häuptling einen entſprechenden Antheil an den Schürfgebühren, 
jedoch nicht mehr als die Hälfte derſelben, zu gewähren. 


F. 48. 


Antheil der deutſchen Die Einnahmen aus den in dieſer Verordnung genannten Gebühren und 
en ür Abgaben werden, foweit fie nicht nach $$. 46 und 47 an Grundeigenthümer 
oder Häuptlinge abzuliefern ſind, zunächſt zur Beſtreitung der durch die Berg⸗ 
verwaltung entſtehenden Koſten verwandt. Sollte ſich demnächſt ein Ueberſchuß 
der Einnahmen über die Koſten der Bergverwaltung ergeben, ſo wird dieſer 
Ueberſchuß zur Hälfte an die deutſche Kolonialgeſellſchaft behufs Verwendung 


im Intereſſe des Schutzgebietes abgeliefert. 
VII. Bergbehoͤrde. 


$. 49. 
Befugniſſe Es wird eine Bergbehörde eingeſetzt, welche unter Oberaufſicht des Kaiſer⸗ 
der Bertbebede. lichen Kommiſſars die Befolgung der Vorſchriften dieſer Verordnung zu über⸗ 


wachen hat. 

Der Bergbehörde liegt insbeſondere ob: 

1. über alle im Schutzgebiet erfolgenden Verleihungen nach Maßgabe der 
von ihr zu treffenden Beſtimmungen Regiſter zu führen, deren Einſicht 
Jedermann freifteht; 

2. die nach den §§. 11, 22 und 23 zu leiſtenden Entſchädigungen feſt⸗ 
zufegen; 

3. alle bei Anwendung dieſer Verordnung entſtehenden Streitigkeiten zu 
entjcheiden; 

4. die Gebühren zu erheben und den nach $$. 46 und 47 Berechtigten 
ihre Antheile auszuzahlen; 

5. die polizeiliche Beaufſichtigung des Bergbaues zu führen. 


F. 50. 
Beſchwerden Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Bergbehörde ſind an den Kaiſerlichen 
gegen Kommiſſar für das Schutzgebiet zu richten, welcher über dieſelben endgültig 
\ entſcheidet. 
$. 51. 
Form der Bekannt: Die öffentlichen Bekanntmachungen der Bergbehörde erfolgen in ortsüblicher 


e Weiſe und jedenfalls durch Anheftung an die dafür am Amtsſitze beſtimmte Tafel. 
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VIII. Strafbeſtimmungen. 


F. 52. 


Mit Geldſtrafe bis zu viertauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu vier 
Monaten wird geſtraft: 


1. wer unbefugt auf die im F. 1 dieſer Verordnung bezeichneten Gegen⸗ 
ſtände Schürf⸗ oder Gewinnungsarbeiten treibt; 


2. wer unbefugt ein Schürfmerkmal aufitellt; 


3. wer die im F. 13 dieſer Verordnung vorgeſchriebene Anzeige von 
einem Funde unterläßt. 


F. 53. 


Der Schürfer, welcher wider beſſeres Wiſſen bei der Bergbehörde die 
unwahre Anzeige erſtattet, daß er Mineralien der im F. 12 bezeichneten Art 
gefunden habe, wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beſtraft. 


IX. Sonderrechte in einzelnen Gebietstheilen. 


$. 54. 


Durch die vorausgehenden Beſtimmungen dieſer Verordnung werden die 
auf die Gewinnung von Mineralien der im $. 1 bezeichneten Art beſtehenden 
Gerechtſame nicht berührt, welche von der deutſchen Kolonialgeſellſchaft für 
Südweſtafrika oder von Dritten vor dem Erlaß der Verfügung des ſtell⸗ 
vertretenden Kaiſerlichen Kommiſſars für das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet 
vom 19. April 1886 oder, unter Anerkennung der Kaiſerlichen Regierung, in 
der Zeit vom 19. April 1886 bis zur Bekanntmachung der Verordnung vom 
25. März 1888, betreffend das Bergweſen und die Gewinnung von Gold und 
Edelſteinen im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet (Reichs⸗Geſetzbl. S. 115), rechts⸗ 
gültig erworben worden ſind. 

Streitigkeiten, welche dieſe Gerechtſame betreffen, werden nach Maßgabe 
des F. 49 Ziffer 3 und F. 50 entſchieden. 

Die im erſten Abſatze bezeichneten Berechtigten haben an die Bergbehörde 
eine nach dem Werthe der jährlichen Förderung von Mineralien (F. 1) zu 
bemeſſende Abgabe zu entrichten. Die Höhe der Abgabe wird durch die Berg⸗ 
behörde feſtgeſetzt, darf jedoch zwei und einhalb Prozent des Werths der jähr⸗ 
lichen Förderung nicht überſteigen. Von der Abgabe kann der Berechtigte den 
Werth der Leiſtungen in Abzug bringen, welche er dem Häuptling des betreffenden 
Gebietes auf Grund der Verleihung der Gerechtſame zu machen hat. 
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8 55, 

Die vorausgehenden Beſtimmungen dieſer Verordnung finden keine An⸗ 
wendung auf diejenigen Theile des Schutzgebietes, an welchen die deutſche 
Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika vor Erlaß der Verordnung von 25. März 
1888 das Eigenthum erworben hat. 

In dieſen Gebietstheilen ſteht es der genannten Geſellſchaft oder ihren 
Rechtsnachfolgern frei, nach ihrem Ermeſſen Bergbau ſelbſt zu betreiben oder 
durch Andere betreiben zu laſſen und die Bedingungen feſtzuſetzen, unter welchen 
letzteres geſchehen ſoll. Von dem Bergbau ſind weder Gebühren noch Abgaben 
an die Bergbehörde zu entrichten. 


F. 56. 


Die bergpolizeiliche Beaufſichtigung ($. 49 Ziffer 5) erſtreckt ſich auch auf 
die Gebietstheile, für welche die im F. 54 bezeichneten Gerechtſame beſtehen, ſowie 
auf die im $. 55 genannten Gebietötheile. 


X. Schlußbeſtimmung. 


$ 308 

Die Verordnung vom 25. März 1888, betreffend das Bergweſen und die 
Gewinnung von Gold und Edelſteinen im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 115), wird aufgehoben. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
im Reichs⸗Geſetzblatt in Kraft. Die zur Ausführung derſelben erforderlichen 
Beſtimmungen werden von dem Reichskanzler erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Auguſt 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


